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	Ansuchen um Finanzierung für anerkannte Privatschulen
(L.G vom 29.11.2000, Nr.12)

	

	

	Der/die Unterfertigte
	[bookmark: Text2][bookmark: _GoBack]     

	
	Vor- und Zuname des/der gesetzlichen Vertreters/in

	
	     
	
	     

	
	Geburtsdatum
	
	Geburtsort

	Daten zur Einrichtung bzw. Institution
	[bookmark: Text4]     

	
	Bezeichnung der Einrichtung bzw. Institution, für welche um den Beitrag angesucht wird

	
	[bookmark: Text5]     

	
	

	
	[bookmark: Text6]     
	
	[bookmark: Text7]     

	
	Postleitzahl
	
	Ort

	
	[bookmark: Text8]     

	
	Adresse: Fraktion, Straße, Platz, Hausnummer usw.

	
	[bookmark: Text9]     

	
	Steuernummer

	
	[bookmark: Text10]     

	
	Mehrwertsteuernummer, falls vorhanden

	Bankverbindung
	[bookmark: Text11]     

	
	Bankinstitut

	
	[bookmark: Text15]     
	ABI
	[bookmark: Text12]     
	CAB
	[bookmark: Text13]     
	CIN
	[bookmark: Text14] 

	
	Nummer Bankkonto
	Bankleitzahlen

	
	IBAN
	[bookmark: Text16]     

	
	

	

	Daten des/der Sachbearbeiters/in
oder der
Kontaktperson
	     

	
	Vor- und Zuname

	
	     
	
	     
	
	     

	
	Telefonnummer
	
	Faxnummer
	
	Handynummer

	
	[bookmark: Text20]     

	
	E-Mail-Adresse

	

	beantragte Förderung[endnoteRef:1] [1:  zutreffende Förderung ankreuzen] 


	|_|	Führung der anerkannten Privatschule

	|_|	Lehr- und Verwaltungsbetrieb

	|_|	besondere Initiativen




	Erklärung

	

	Der/die Unterfertigte bestätigt unter seiner/ihrer persönlichen Verantwortung und in Kenntnis der strafrechtlichen Folgen im Falle unwahrer oder unvollständiger Angaben, dass

	

	

	1. 1. für die in diesem Ansuchen angeführte Ausgaben:

	

	[bookmark: Kontrollkästchen2]|_|	bei keinem anderen Landesamt um Förderungsmittel angesucht wird

	[bookmark: Kontrollkästchen3]|_|	auch bei folgenden Ämtern angesucht wird:

	
	[bookmark: Text31]     

	

	
	[bookmark: Text32]     

	

	

	

	3. 2. die Mehrwertsteuer:

	

	· [bookmark: Kontrollkästchen4]|_|	zur Gänze absetzbar ist 

		(Art. 19 Absatz 1 und Art. 19ter des D.P.R. Nr. 633/72)

	

	· [bookmark: Kontrollkästchen5][bookmark: Text21]|_|	teilweise im Ausmaß von      % absetzbar ist

		(Art. 19 Absatz 3 des D.P.R. Nr.633/72)

	

	· [bookmark: Kontrollkästchen6]|_|	nicht absetzbar ist

		(von der Mehrwertsteuer ausgenommene Tätigkeiten, Art. 4 und Art. 5 des D.P.R. Nr. 633/72)

		(von der Mehrwertsteuer befreite Tätigkeiten, Art. 10 des D.P.R Nr. 633/72)

		(Forfait Buchhaltung, Gesetz Nr. 66/92)

	

	

	3. der/die Unterfertigte erklärt, dass

	

	|_|	der Gründungsakt bzw. das Statut/die Satzungen des Vereines/der Organisation, welche in der Abteilung 16 – Deutsches Schulamt aufliegen dem aktuellen Stand entsprechen. 
Bei Änderung des Gründungsaktes bzw. des Statuts/der Satzungen müssen diese neu eingereicht werden. 

	

	|_|	der Verein/die Organisation im Sinne des Legislativdekretes Nr. 460, Art. 10 vom 4. Dezember 1997 eine ehrenamtlich tätige Organisation ist. 

	

	[bookmark: Text66][bookmark: Text67]|_|	der Verein/die Organisation aufgrund des L.G. Nr. 11 vom 01. Juli 1993 mit Dekret des Landeshauptmannes Nr.       vom       in das Landesverzeichnis der ehrenamtlich tätigen Organisationen eingetragen worden ist.

	Dem Ansuchen sind die unterschriebenen Anlagen »A« bis »K« beigelegt (Die entsprechende Excel-Datei muss per E-Mail an folgende Adresse übermittelt werden SA.Schulfinanzierung@schule.suedtirol.it). Zusätzlich angeforderte Unterlagen und Angaben werden innerhalb der festgelegten Frist geliefert.

	
	

	

	Aufklärung gemäß Datenschutzgesetz (Lgs.D. Nr. 196 vom 30.06.2003)
Die übermittelten Daten werden von der Landesverwaltung, auch in digitaler Form, für die Erfordernisse des LG. Nr. 7/74 verarbeitet. Verantwortlich für die Verarbeitung ist die Abteilung 16 – Deutsches Schulamt. Dem Antragsteller stehen die Rechte nach Artikel 7 des Lgs.D. Nr. 196/2003 zu, d.h. er kann sich zu seinen Daten Zugang verschaffen, deren Korrektur oder Ergänzung und – sofern die gesetzlichen Voraussetzungen gegeben sind – deren Löschung oder Sperrung verlangen. 
Aufklärung in Bezug auf Nachkontrollen
Im Sinne des L.G. Nr. 17/1993 (Art. 2, Abs. 3) ist die zuständige Landesverwaltung angehalten, stichprobenartige Nachkontrollen im Ausmaß von mindestens 6 % durchzuführen.

	

	     
	den
	     
	
	

	Ort und Datum
	
	leserliche Unterschrift des/der gesetzlichen Vertreters/in
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